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Vorwort

Das vorliegende Buch basiert auf einer Dissertation, die im Wintersemes-
ter 2020 vom Promotionsausschuss der Fakultät für Rechtswissenschaft
der Universität Hamburg angenommen wurde. Die Disputation fand am
23. April 2021 statt.

Die Arbeit am Manuskript wurde am 1. November 2020 abgeschlossen.
Nachträgliche Anpassungen des Textes zum Zwecke der Veröffentlichung
beschränken sich im Wesentlichen auf die punktuelle Berücksichtigung
zwischenzeitlich ergangener Gesetzesänderungen sowie aktueller Statisti-
ken zum Steueraufkommen für das Kalenderjahr 2020. Eine darüber hi-
nausgehende Einarbeitung nachträglich veröffentlichter Literatur, Recht-
sprechung oder geänderter Verwaltungsauffassungen ist hingegen nicht
erfolgt.

Danken möchte ich zunächst Herrn Prof. Dr. Ulrich Hufeld für dessen
Bereitschaft, die Erstbegutachtung der Dissertation kurzfristig zu überneh-
men und die Veröffentlichung meiner Arbeit in dieser Schriftenreihe er-
möglicht zu haben. Dank gebührt auch Herrn Prof. Dr. Gerrit Frotscher für
die schnelle Erstellung des Zweitgutachtens.

Ganz besonders danken möchte ich schließlich Herrn Prof. Dr. Lars
Hummel, der den Entstehungsprozess der Dissertation durch die stete
Bereitschaft zur Diskussion meiner Thesen begleitet hat. Dieser offene
und stets motivierende Austausch war für diese Arbeit von unschätzbarem
Wert.

 

Dortmund, im Juli 2021 Christian Reiners
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